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schnittslohns (früher Durdisehnittsverdienst) zugrunde zu 
legen sind. Gleichzeitig wurden eindeutige rechtliche Rege­
lungen zu einigen in der Praxis unterschiedlich ausgelegten 
Fragen bei der Anwendung der VO getroffen und die bishe­
rigen drei DBs von 1962, 1967 und 1968 in einer einheitlichen 
Regelung zusammengefaßt.

Die Notwendigkeit der 2. DB zur VO zur Sozialpflichtver­
sicherung der Arbeiter und Angestellten — SVO — vom 
7. März 1985 (GBl. I Nr. 10 S. 111) ergibt sich aus der oben­
genannten 5. DB zur DurchschnittslohnVO. Da für die Be­
rechnung des Durchschnittslohns (Durchschnittsverdienstes) 
für SV-Geldleistungen die gleichen Grundsätze gelten, ist es' 
erforderlich, die mit der 5. DB zur Durchs chnittslohnVO vor­
gesehenen rechtlichen Regelungen auch zur Berechnung des 
Durchschnittsverdienstes für Zwecke der Sozialversicherung 
zu erlassen, um so eine Übereinstimmung herzustellen. Mit 
der 2. DB erfolgte gleichzeitig eine rechtliche Regelung zu sol­
chen Fragen, die seit Erlaß der SVO aufgetreten sind und 
einer einheitlichen Regelung bedurften. So wurde z. B. die in 
der SVO geregelte Pflicht der Werktätigen, Arbeitsunfähig­
keit wegen Krankheit innerhalb von drei Kalendertagen dem 
Betrieb zu melden, dahingehend präzisiert, daß die Meldung 
durch Vorlage der ärztlichen Bescheinigung zu erfolgen hat. 
Eindeutig wurde zu §4 SVO festgelegt, daß die Pflichtversi­
cherung unterbrochen wird, wenn der Werktätige imentschul­
digt von der Arbeit fernbledbt. Die Bestimmungen der §§ 7 
Abs. 1 und 25 Abs. 2 SVO finden entsprechende Anwendung, 
d. h. bei Eintritt einer Krankheit innerhalb von drei Wochen 
nach der Unterbrechung hat der Werktätige Anspruch auf 
Krankengeld in Höhe des Betrags, auf den er bei Arbeits­
unfähigkeit wegen Krankheit ab 7. Woche der Arbeitsunfähig­
keit im Kalenderjahr Anspruch hätte.

Mit der 2. DB zur VO über die Sozialversicherung bei der 
Staatlichen Versicherung der DDR vom 7. März 1985 (GBL1 
Nr. 10 S. 113) wurden die in der obengenannten 2. DB zur SVO 
für Arbeiter und Angestellte geregelten Sachverhalte auch für 
die Versicherten der Staatlichen Versicherung geregelt, soweit 
sie für diesen Personenkreis relevant sind.

Die 1. DB zur 2. Renten VO vom 8. April 1985 (GBLI Nr. 10
S. 115) gestaltet für einige am 1. Dezember 1985 in Kraft tre­
tende sozialpolitische Maßnahmen9 die rechtlichen Grundlagen 
weiter aus. Das betrifft vor allem die Zurechnungszeiten für 
Kinder bei Berechnung der Renten und' die Anrechnung von 
Zeiten der Pflege eines ständig pflegebedürftigen Familienan­
gehörigen als versicherungspflichtige Tätigkeit.

*

Die Bestimmungen der АО über die Planung und Nutzung der 
Erholungseinrichtungen von Genossenschaften im Bereich der 
sozialistischen Landwirtschaft vom 22. Mai 1985 (GBL 1 Nr. 15
S. 186) lehnen sich an die der VO über die Planung und Nut­
zung betrieblicher Erholxmgselnrichtungen vom 9. Februar 1984 
(GBl. I Nr. 11 S. 125)1» an. Eine gesonderte Regelung war we­
gen der genossenschaftlichen Eigentumsverhältnisse an den 
Erholungseinrichtungen und der wachsenden Rolle und Ver­
antwortung der VdgB als Interessenvertreter der Genossen­
schaftsbauern erforderlich.

Mit der АО wird konsequent die einheitliche staatliche 
Ordnung für die Planung, Vorbereitung und Durchführung 
von Investitionen für Erholungseinrichtungen durchgesetzt. 
Hierfür sind die staatlichen Plankerrnziffem und die Rechts­
vorschriften über Investitionen bindend. Darüber hinaus legt 
die АО fest, daß mit der Rekonstruktion, dem Um- und Aus­
bau, der Erweiterung und der Neuschaffung von Kapazitäten 
in Erholungseinrdchtungen erst nach Bestätigung durch den 
zuständigen Rat des Bezirks begonnen werden darf. Der Rat 
des Bezirks kontrolliert auch die Einhaltung der Rechtsvor­
schriften. Der Rat des Kreises hat das Recht, die Auslastung 
der Erholungsei mich tu ngen im Territorium zu überprüfen.

Die АО enthält Empfehlungen an die Genossenschaften für 
die effektive Nutzung der Erholungseinrdchtungen. Ansonsten 
ist die DB zur VO über die Nutzung betrieblicher Erholungs- 
einrichtungen vom 13. November 1979 (GBl.-Sdr. Nr. 1026), die 
staatliche Nutzungs-, Bewirtschaftungs- und Arbeitskräfte­
richtwerte, staatlich verbindliche Investitionsaufwandsnor­
mative sowie Kapazitätsrichtwerte für den Neubau von Erho- 
lungseämrichtungen enthält, von den Genossenschaften entspre­
chend anzuwenden.

•
Zur weiteren Qualifizierung der Bildungs- und Erziehungs­
arbeit in den Lehrlingswohnheimen wurde die АО über die 
Gestaltung des sozialistischen Gemeinschaftslebens in Lehr­
lings Wohnheimen — Heimordnung für Lehrlingswohnheime — 
vom 15. Mai 1985 (GBl. I Nr. 13 S. 164) erlassen. Mit dieser АО 
werden die Lehrlinge stärker in die Leitung, Planung und

Gestaltung des Heimlebens einbezogen, und die Rechte den 
FDJ-Aktivs in den Lehrlingswohnheimen werden gegenüber 
der bisherigen VO vom 29. November 1971 (GBl. II Nr. 79
S. 705) erweitert.

Die Lehrlinge haben durch kameradschaftliches Verhalten 
zueinander, gewissenhaftes Lernen und gesellschaftlich nütz­
liche Arbeit sowie Disziplin und Sauberkeit und eine sinn- 
und niveauvolle EVeizeitgestaltung dazu bedzutragen, das 
Leben und Wohnen im Lehrlingswohnheim so zu gestalten, 
daß es der Förderung und Entwicklung sozialistischer Per­
sönlichkeiten und der Entfaltung der sozialistischen Lebens­
weise dient. Dazu ist die Bildung von Jugendklubs der FDJ 
für Lehrlinge im Lehrlingswohnheim zu fördern und ihre 
Tätigkeit zu unterstützen.

Den Lehrlingen steht zur Gestaltung ihrer individuellen 
und kollektiven Freizeit das Recht auf Ausgang bis 21.30 Uhr 
zu. Längerer Ausgang bedarf der Genehmigung des zuständi­
gen Erziehers. Entsprechend den Möglichkeiten im Lehrlings­
wohnheim können Eltern, Geschwister und Ehepartner auch 
in den Wohn- und Schlafräumen empfangen werden.

Wenn ein Lehrling, der noch nicht volljährig ist, den Auf­
enthalt im Lehrlingswohnheim vorzeitig beenden will, ist die 
Zustimmung der Erziehungsberechtigten erforderlich. Der 
Lehrling ist dabei auf seine sich aus dem Lehrverhältnis 
ergebenden Rechte und Pflichten hinzuweisen. Über eine Wie­
deraufnahme ist neu zu entscheiden.

Heimfahrten sind an Wochenenden und ausbildungsfreien 
Tagen zu gestatten, wenn die ordnungsgemäße Teilnahme am 
Unterricht gewährleistet ist. Die Abgabe alkoholischer Ge­
tränke ist im Lehrlingswohnheim nur zu besonderen Anläs­
sen und unter Aufsicht der Erzieher gestattet.11

In den Lehrlingswohnheimen wird durch che zuständige 
FDJ-Leitomg das FDJ -Heimaktiv berufen, das zur Verwirk­
lichung der Interessen der Lehrlinge Kommissionen mit be­
stimmten Verantwortungsbereichen bilden kann. Der Vorsit­
zende hat das Recht, an den Beratungen des Heimleiters 
teilzunehmen. Alle Entscheidungen zur Gestaltung des sozia­
listischen Gemeinschaftslebens im Lehrlingswohnheim durch 
Heimleiter und Erzieher sind mit dem FDJ-Heimaktiv zu 
beraten. Dieses kann Belobigungen und andere Anerkennun­
gen Vorschlägen.

Bei Verstößen gegen die Grundsätze des sozialistischen 
Gemeinschaftslebens oder andere Festlegungen der Heim- oder 
Hausordnung können die Lehrlinge in erzieherischen Ausein­
andersetzungen im Kollektiv zur Verantwortung gezogen 
werden. Der Heimleiter bzw. der verantwortliche Erzieher 
kann in Übereinstimmung mit dem FDJ-Heimaktiv eine Ver­
warnung oder strenge Verwarnung aussprechen. Über die Er­
ziehungsmaßnahmen sind die Erziehungsberechtigten, der den 
Lehrvertrag abschließende und der aushildende Betrieb zu 
informieren. Bei wiederholtem oder schwerwiegendem Fehl­
verhalten kann nach Zustimmung des zuständigen Rates des 
Kreises, Abt. Berufebildung und Berufeberatung, die Auswei­
sung aus dem Lehrlingswohnheim angeordnet werden. Dage­
gen ist das Rechtsmittel der Beschwerde möglich.
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